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Die bevorstehenden Gemeindewahlen 
Erneut wenden morgen die stimmfähigen 

Bürger unseres Landes zu den Urnen schrei
ten, um einen neuen Vorsteher und Gemeinde-
räbe für die kommende Amtsperiode von drei 
Jahren zu wählen. In den letzten Tagen herr
schte teilweise schon riditiige Wahlstinnmung 
und wenn die Dinge auch ruhig und im Rah
men blieben, konnte man doch mit grosser Ge
nugtuung feststellen, dass es in unserem Lande 
noch nicht so weit ist mit der politischen In
teresselosigkeit, über die man dm Ausland 
allgemein klagen hört. Wenn morgen aiuch 
«nur» Gemeinderwahlen sind, darf man ihre 
Tragweite und Bedeutung in der heutigen Zeit 
keineswegs unterschätzen. 

Alle Gemeinden unseres Landes, ob es sich 
nun um Planken, um Vaduz, um Eschen, oder 
um sonst eiAe Gemeinde handelt, alle Gemein
den sind lebende Zellen und Grundpfeiler un
seres Staatswesens, Aus den Gemeinden kom
men jene Leute, diie die Geschicke unseres 
Landes leiten und die Gemeinde ist uns Hei
mat in erster Linie. 

Die Gemeinde ist der Mittelpunkt unseres 
Schafifens und hier bewahren und erhalten wir 
die Werte unserer Gemeinschaft, unsere Kul
tur und unsere liechtensteinische Eigenart. 

In der heutigen Zeit sind unsere Gemeinden 
aber auch wirtschaftliche Zentren geworden 
und im Zeichen der Zeit wandelt sich unser 
Dorfbild und auch diie kleinste Gemeinde des 
Landes wird vor Aufgaben gestellt, die man in 
früheren 'Zeiten kaum kannte. Der wirtschaft
liche Aufschwung und die grosse Bevölkerungs
zunahme zwingen eine Gemeinde zur Planung 
und zu umsichtiger Aufbauarbeit, vor allem in 
wirtschaftlicher Hinsicht. Man denke nur an 

die Probleme der Bodenzusammenlegung, der 
Kanalisation, der Entwässerung, der Industrie-
alisierung, der Erhaltung von Wohnmöglichkei
ten für den Gemeindebürger und der Schaf
fung von Erwerbsmöglichkeiten für den jungen 
Liechtensteiner. All dies sind Dinge, die heute 
zum grossen Teil in die Aufgabenbereiche un
serer Gemeinden fallen. 

Es gilt aber auch das liechtensteinische Ei
genleben, unsere allemanische Eigenart und 
unsere kulturellen Werte zu erhalten. 

An all diese Dinge sollte der Bürger morgen 
denken, wenn er an die Wahlurne schreitet. 
Die schwierigen Aufgaben, die unsere Gemein
devertretungen und unsere Vorsteher erwar
ten, sollten bei den morgigen Gemeindewahlen 

vor den politischen Experimenten stehen. Wir 
brauchen Männer, diie aufgeschlossen sind, die 
mitten im Leben stehen und die Aufgaben der 
Gemeinden fachmännisch lösen können. Per
sönliche Ressentiments und rein politische Er
wägungen sollten nicht dazu führen, dass wir 
Gemeindevertretungen erhalten, die ihren Auf
gaben in der heutigen Zeit nicht mehr ge
wachsen sind. 

Die Ortsgruppen der Fortschrittlichen Bür
gerpartei haben ihre Vorschläge für die Ge
meindewahlen vor 'allem aus der Sicht der heu
tigen Gemeindeprobleme getroffen. Sie haben 
(bewährte Männer bestimmt, die die Verantwor
tung für das Geschehen in unseren Gemeinden 
tragen können. Wir erwarten, dass diese Män
ner auch das Vertrauen der Wählerschaft ha
ben werden. Wenn dies der Fall ist, können 
wir beruhigt in diie Zukunft sehen. 

Regierungsbeschlüsse 
Die Fürstliche Regierung hat in ihren Sitzun

gen vom 10. und 17. Januar 1963 folgende Be
schlüsse gefasst: 

sicherungsprämien des laufenden Jahres ein 
Beitrag von 30Q/o zugesichert. 

4. Es wird 'beschlossen, den gesamten Vieh
bestand des Landes auf Bang untersuchen zu 

1. Der Brunnengenossenschaft Nendeln wird; ^^sen ,  Die entsprechenden Weisungen werden 
für die Erweiterung der Wasserleitungen in 
den Inneren Wiesen .und im Oberschaffelt eine 
Subvention von 20% auf die gesamte Ba/u-
summe zugesichert. 

2. Der Gemeinde Ruggell wird für den Bau 
der Waldstrasse Haidenstrasse, Los 2, eine 
Subvention von 50% auf die gesamte Bau
summe zugesichert. 

3. Der Schweizerischen Hagelversicherungs-
gesellscbaft in Zürich wird für die Hagelver-

Neu in Verkehr gesetzte Motorfahrzeuge 
Das Amt für Statistik teilt mit: Im Dezember 1962 sind 39 neue Motorfahrzeuge in Ver

kehr gesetzt worden. Dies sind: 28 Personenwagen, 1 Kleinbus, 4 Lastwagen, 2Lieferwagen, 
1 Spezialwagen, 2 Landw. Traktoren und 1 Motorrad. 

Neu in Verkehr gesetzte Motorfahrzeuge im 2. Halbjahr 1962 

Monat 

Perso
nen-

Total wagen 
Klein
busse 

Kombi
wagen 

Gesell
schafts-
wagen 

Last
wagen  

Ge- Landw. 
Liefer- Spezial- werbl. Trak- Motor
wagen wagen Trak- toren räder 

toren 

Anhän-
Roller ger  

Juli 
August 
September 
Oktober 
November 
Dezember 

57 
68 
79 
47 
44 
39 

41 
41 
55 
35 
33 
28 

1 — 
2 2 
2 — 

5 
4 
2 
2 
4 

3 
3 
2 
2 
5 
2 

4 
3 

10 

5 
6 
2 
3 
1 
2 

2. Halbjahr 334 233 17 17 18 19 14 3 — 

an den Laindestierarzt erteilt. 
5. Im Rahmen der  neuen fremdenpolizeili

chen Vorschriften wurden für Grenzgänger fol
gende Plafonderungsvorschriften erlassen: 

I. Für die Plafonierung der Grenzgänger ist 
der Bestand vom 1. Januar 1963 massgebend. 

II. Grenzgängerbewrlligungen könnein erteilt 
werden, wenn eine Stelle frei wird durch die 
Ausreise eines Grenzgängers oder durch Ab
gang infolge Stelleinwechsel. 

III. Die unter II. erwähnten Bewilligungen 
können ersetzt werden durch: 
a) neu zureisende Grenzgänger, sofern diese 

seit mindestens drei Monaten nicht mehr in 
Liechtenstein tätig waren. 

b) Stellenwechsel in Liechtentsein, sofern 
dieser gerechtfertigt ist. 

IV. Der Stellenwechsel ist insbesondere dort 
nicht gerechtfertigt: 

a) wenn das Arbeitsverhältnis vor einer 
sechsmonatigen Daiuer aufgegeben wird, 

b) bei Wechsel vom Haushalt und der Land
wirtschaft in die Industrie oder das Gewerbe, 

c) bei Wechsel von der  Industrie ins Ge
werbe und umgekehrt, sofern keine triftigen 
Gründe vorliegen, 

d) bei offenkundiger Abwertung und Lohn-
treiferei. 

V. Zusätzliche Bewilligungen üiber den Er
satz von bestehenden Grenzgängerbewilligun
gen hinaus sind dem Regieraingskollegium zu 
unterbreiten. 

Seine königliche Hoheit 
Prinz Charles von Wales 

auf Schloss Vaduz 
In den Mittagsstunden des gestrigen Freitag 

traf der englische Thronfolger, Seine könig
liche Hoheit Prinz Charles, von Graubünden 
kommend auf Schloss Vaduz ein, wo er dem 
hohen Fürstenpaare einen Besuch abstattete. 

Prinz Charles verweilte ungefähr 2 Stunden 
auf Schloss Vaduz und setzte dann seine Reise, 
die ihn zu Verwandten nach Süddeutschland 
führte, fort. 

Während seiner Fahrt durch das Fürstentum 
Liechtenstein wurde der Wagen des könig
lichen Gastes von Mitgliedern des füstlich-
liechtensteinischen Sicherheitskorps begleitet. 

Fürstentum Liechtenstein 
Generalversammlung der Sektion Schaan, des 
Liechtensteinischen Arbeiterverbandes 

Am vergangenen Samstagabend fand im 
Gasthaus Rössli in Schaan eine ordentliche 
Generalversammlung der Schaaner Sektion des 
Arbeitervenbandes statt. Der Vorstand, R, 
Jehle, eröffnete die Versammlung und konnte 
Gemeindevorsteher Ludwig Beck und den Prä
sidenten des Arbeiterverbandes, Johann Beck, 
begrüssen. 

Zum neuen Vorstand wurde Erwin Frick, 
Tröxle 628, gewählt. Neben einer anregenden 
Diskussion hielt Präsident Johann Beck ein 
interessantes und aufschlussreiches Referat 
über die Aufgabe und Stellung des Arbeit
nehmers. 

Nach Beendigung der Tagesordnung vermit
telte der Jodelclub Edelweiss durch seine 
volkstümlichen Lieder angenehme Unterhal
tung. 

Balzers: KinderauffUhrung 
Die Kinderaiufführung der Operette «Die 

Fledermaus» findet (heute Samstag, den 19. Ja
nuar, um 14.15 Uhr im Balzner Gemeindesaal 
statt. Eintritt Fr. 1.—. 

Kinderaufführung der Operettenbühne Vaduz 
Die Kinderaufführung der Operette «Barbara 

fällt vom Himmel» findet Sonntag, den 20. Ja
nuar 1963 um 14.30 Uhr im Rathaussaal satt. 
Eintritt Fr. 1.— 

Schellenberg: Im Dienste des Nächsten 
Auf Initiative von privater Seite und im Ein

vernehmen mit der Jungmannschaft Schellen-

Frankreich: De Gaulle gegen EWG-Erweiterung 

In Brüssel sitzen die britischen Unterhändler 
®it den zuständigen Instanzen der Europa
ischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) am 
Tisch, um diie Bedingungen auszuhandeln, un
ter denen Grossbritannien sich der EWG an-
schliessen kann. Dieser Anschluss ist für 
Grossbritannien ein historischer Entschluss, 
Wrd es sich doch zum ersten Mal aus seiner 
insularen Isolation herausbegeben und sich ei-
fler grösseren Zollunion auf dem europäischen 
Kontinent amschliessen. In der EWG 'findet 
Grossbritannien daibei wertvolle Freunde bei 
den Benelux-Staaten und bei der Deutsohen 
Bundesrepublik, während es bekannt war, dass 
Frankreich einer Erweiterung der EWG um 
Grossbritannien eher skeptisch gegenüber 
steht, weil es die Konkurrenz und den Einfluss 
des ehemaligen Partners der «Entente Cordiale» 
fürchtet. 

Skeptisch ist für die Haltung Frankreichs 
nicht der richtige Ausdruck. Am 14. Jänner 
nämlich hielt der französische Staatspräsident 
in Paris eine Pressekonferenz ab, in deren 
Verlauf der Beitritt Grossbritanwieoas zur EWG 
als unerwünscht hingestellt wurde. England 
bringe die nötigen Voraussetzungen für ein 
erspriessliches Zusammenwirken mit den kon
tinentalen «Sechs» der EWG nicht mit. De 
Gaulle lehnte schlankweg alle Beitrittsbedin
gungen ab, ja ging sogar so weit zu sagen, alle 
heute nicht der EWG angehörenden Länder 
Europas sollten versuchen, statt der EWG bei
zutreten bilaterale Verträge mit der EWG ab-
zuschliessen. De Gaulies schroffe Absage an 
die Adresse Englands betrifft somit auch alle 
anderen EWG-Aspiranten aus dem Kreise der 
EFTA-Länder, zu denen auch die Schweiz ge
hört! 

Die Beitrittsverhandlungen in Brüssel werden 
trotz der sehr unfreundlichen Töne aus Paris 
weitergeführt; als ob de  Gaulle nichts gesagt 
hätte. Das darf indessen nicht darüber hin
wegtäuschen, dass das Pariser Verdikt nun ein 
Damoklesschwert über diesen Verhandlungen 
schweben wird, wie immer auf der technischen 

Ebene in Brüssel auch Annäherungen zwischen 
den Standpunkten Englands und der EWG-
Staaten erzielt werden mögen. Wenn de  Gaulle 
in den nächsten Wochen und Monaten seine 
schroff ablehnende Haltung nicht ändern wird, 
so ist ein Beitritt Grossbritanniens ausgeschlos
sen; und auch die Beitrittsgesuche von Däne
mark, Norwegen, Schweden, Portugal, Oester
reich und der Schweiz werden gegenstandslos 
werden. 

Die Hindernisse, die Frankreich nun einer 
Erweiterung der EWG auf Grossbritannien und 
die anderen EFTA-Staaten ernstlich in den 
Weg legt, können sich für Frankreich selbst 
zunächst zwar günstig auswirken, indem die 
französische Wirtschaft vorn Wettbewerb aus 
dem Bereich der EFTA-Staaten abgeschirmt 
werden kann und damit Zeit und Gelegenheit 
erhält, innerhalb des Raumes der EWG zu er
starken. .Aber langfristig könnte sich dieser 
Vorteil leicht «gegen Frankreich richten, indem 
die wirtschaftliche Zweiteilung Europas auch 
für Frankreich seine Nachteile hat. Es äst klar, 
dass ein Scheitern der Verhandlungen mit der 
EWG dazu führen muss, dass Grossbritannien 

und die anderen EFTA-Staaten nach anderen 
Wegen suchen. Gelänge es den EFTA-Staaten, 
sich beispielsweise einschliesslich des briti
schen Commonwealth mit den USA zu einer 
weltweiten Zollunion über alle Meere hinweg 
zu verbinden, so hätte die EWG und damit 
auch Frankreich das Nachsehen. Darüber 
könnte auch der Umstamd letzten Endes nicht 
hinwegtrösten, dass Frankreich unter den sechs 
Ländern der EWG natürlich eine viel stärkere 
Machtposition einnehmen kann, als das in ei
ner um sieben weitere Mitglieder erweiterten 
EWG der Fall sein würde. Dazu kommt noch, 
dass die französische Obstruktion auch inner
halb der «Sechs» zu Opposition und dissiden-
ten Neigungen führen wird, die leicht Frank
reichs Führungsposdtiion in der jetzt bestehen
den EWG im Frage stellen können. Ganz be
sonders erbost sind nun die Benelux-Staaten 
die wegen ihrer geographischen Lage und aus 
traditionellen Gründen den  Engländern minde
stens so nahe stehen wie den Franzosen und 
nun vielleicht ihre Hefte sehr bald revidieren 
werden, um die französische Hegemonieabsich
ten zu durchkreuzen. Quo vadis, de  Gaulle? 

Luzius 


